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Wirtschaftsminister Dr. Walter Döring für Privatisierung der Universitätskliniken und Landeskrankenhäuser

I. Den Staat auf den Kern seiner Aufgaben zurückführen

In der Sozialen Marktwirtschaft gebührt der privaten Initiative und dem privaten Eigentum Vorrang vor der Aktivität des Staates und dem öffentlichen Eigentum. Nur privates Eigentum und privatwirtschaftliches Handeln können Wirtschaftlichkeit und damit Wohlstand und soziale Sicherheit gewährleisten.

Es kann und darf nicht die Aufgabe des Staates sein, unmittelbar in die Wirtschaft einzugreifen. Es passt auch nicht in das Bild eines auf unternehmerischer Freizügigkeit beruhenden Wirtschaftssystems, wenn sich der Staat als Unternehmer betätigt. Aufgabe des Staates ist es, die demokratischen Regeln, die innere und äußere Ordnung zu sichern sowie die soziale Grundsicherung zu gewährleisten. Darüber hinaus ist es seine Aufgabe, für die Wirtschaft Rahmenbedingungen zu schaffen, die ihre Wettbewerbsfähigkeit stärken. Eine Privatisierung bedeutet deshalb nichts anderes, als die bestehenden wirtschaftspolitischen Notwendigkeiten zu verwirklichen. Privatisierung ist deshalb das wirtschaftspolitische Gebot der Stunde!

II. Privatisierung der Gesundheitseinrichtungen mit Beteiligung des Landes Baden-Württemberg

In Baden-Württemberg gibt es vier Universitätskliniken und zehn Landeskrankenhäuser bzw. psychiatrische Einrichtungen (siehe Anlage 1). Die Universitätskliniken und die Landeskrankenhäuser befinden sich zu 100 % im Landesbesitz.

Wichtigste Rechtsgrundlage der "Landeskrankenhäuser" ist das Landeskrankenhausgesetz vom 15.12.1986. Dieses sieht grundsätzlich nicht vor, dass das Land selbst unmittelbar Rechtsträger von Krankenhäusern ist. In seiner Grundsatzvorschrift des § 1 geht das Landeskrankenhausgesetz vielmehr davon aus, dass eine "Vielfalt der Krankenhausträger" besteht, insbesondere auch ausreichend Raum für "freigemeinnützige und private Krankenhäuser" verbleibt. Neben den im Landeskrankenhausgesetz geregelten Krankenhäusern, die auch von den Land- und Stadtkreisen betrieben werden können und vom Land nicht selbst errichtet werden, werden noch Ausführungen über Sonderformen wie die psychiatrischen Landeskrankenhäuser und die Universitätskliniken gemacht. Wenn die Universitätskliniken und die Landeskrankenhäuser privatisiert werden sollen, müssen zwei Fachgesetze geändert werden. Hiervon berührt sind 

· das Gesetz zur Neuorganisation der Psychiatrischen Landeskrankenhäuser vom 03.07.1995 und

· das Universitätsklinikagesetz vom 24.11.1997

Bei den Universitätskliniken ist zu berücksichtigen, dass sie - neben der Krankenversorgung - für die jeweiligen Universitäten und die medizinischen Studiengänge auch unentbehrliche Ausbildungszwecke und sonstige Hilfsfunktionen erfüllen müssen und auch für die Forschungsfreiheit der Hochschullehrer unabdingbar sein dürften. Diese besonderen Aufgaben, die teilweise auch verfassungsrechtlichen Schutz genießen (zur Wissenschafts- und Forschungsfreiheit sowie zur universitären Selbstverwaltung) dürfen bei einer Privatisierung nicht beeinträchtigt werden, ansonsten müsste das Land wohl für die Aufrechterhaltung des Universitätsbetriebs die erforderlichen Ersatzstrukturen schaffen. Bei einem Verkauf der Universitätskliniken müsste der private Betreiber sicherstellen, dass diese Aufgaben auch weiterhin wahrgenommen werden können oder durch eine Teilprivatisierung gesichert werden.

Ansonsten gehören die Universitätskliniken zum allgemeinen Krankenhaussystem, sie unterscheiden sich in vielerlei Hinsicht nicht von anderen großen Krankenhäusern und haben überwiegend die gleichen Kosten- und Finanzierungsprobleme.

Insgesamt kann festgestellt werden, dass sowohl die Universitätskliniken als auch die Landeskrankenhäuser privatisierbar sind.

III. Monetärer Effekt der Privatisierung von Universitätskliniken und Landeskrankenhäuser

Bei der Privatisierung der Universitätskliniken und der Landeskrankenhäuser in Baden-Württemberg stehen zwei finanzielle Gesichtspunkte im Vordergrund:

a) Ein zu erzielender Kaufpreis

b) Eine Investitionsverpflichtung für künftige Betreiber, die den Landeshaushalt in entsprechender Höhe entlastet.

Privatisierung der Universitätskliniken:

In Baden-Württemberg gibt es vier Universitätskliniken in Freiburg, Heidelberg, Tübingen und Ulm. Zudem hat kürzlich das Klinikum Mannheim gGmbH den Status Universitätsklinikum erhalten. Da sich das Klinikum Mannheim jedoch nicht in der Trägerschaft des Landes befindet und somit eine Sonderrolle spielt, wird es aus den weiteren Betrachtungen außen vor gelassen. Nach erster vorsichtiger Schätzung könnten die Universitätskliniken folgende Kaufpreise erzielen (bezogen auf Veräußerung von 100 % Landesanteil):

Freiburg:


150 - 300 Mio. DM

Heidelberg:


150 - 300 Mio. DM

Tübingen:


100 - 200 Mio. DM

Ulm:



100 - 200 Mio. DM

Insgesamt könnte das Land durch die Veräußerung der Universitätskliniken ca. 500 Mio. DM bis zu 1 Mrd. DM erzielen. 

Das meines Erachtens größere finanzielle Potential für das Land ergibt sich allerdings nicht aus dem Kaufpreis, sondern aus der Entlastung der Investitionsverpflichtung. Ein Beispiel und geeigneter Indikator hierfür ist die kurzfristig erfolgte Ausschreibung der Charité, bei der sich die dieselbe erhofft, einen privaten Betreiber für die Krankenhausversorgung zu finden, der im Rahmen eines 20-jährigen Managementvertrages eine Investitionsverpflichtung in Höhe von 300 Mio. DM übernimmt. Es ist zu erwarten, dass die Charité vermutlich einen deutlich höheren Investitionsbedarf als die baden-württembergischen Universitätskliniken hat. Umgekehrt ist es jedoch so, dass erfahrungsgemäß alle Universitätskliniken einen ganz erheblichen Investitionsstau haben, so dass ich davon ausgehe, dass im Durchschnitt folgende Investitionsverpflichtung für den Käufer entstehen kann:

Universitätsklinik Freiburg:

200 Mio. DM

Universitätsklinik Heidelberg:
200 Mio. DM

Universitätsklinik Tübingen:
200 Mio. DM

Universitätsklinik Ulm:

150 Mio. DM

Zu dem Kaufpreis und der Investitionsverpflichtung für den Käufer könnte das Land durch Privatisierung auch das bevorstehende wirtschaftliche Risiko für die Einführung neuer Entgeltformen im Krankenhauswesen übertragen. Das wirtschaftliche Risiko aufgrund der Änderung der Entgeltform ist ganz besonders groß einzuschätzen. Die Erwartungshaltung ist, dass die Universitätskliniken je nach weiterer Entwicklung des gesetzgeberischen Vorhabens im Zeitraum 2003 - 2007 mit einem Abschlag auf ihre Krankenhauserlöse in Höhe von 10 - 20 % rechnen müssen. Damit droht auch hier bei aller Überschlägigkeit ein wirtschaftliches Risiko für das Land Baden-Württemberg in dreistelliger Millionenhöhe in den nächsten Jahren. 

Ein weiteres Argument, jetzt die Universitätskliniken zu privatisieren, wäre die Tatsache, dass sicherlich die ersten zu privatisierenden Universitätskliniken aufgrund des strategischen Interesses der privaten Betreiber deutlich höhere Preise und Investitionsverpflichtungen erzielen könnten, während den "Letzten die Hunde beißen". Denn irgendwann wird sich die Erkenntnis durchsetzen, dass auf Dauer mit Universitätskliniken kein Geld mehr zu verdienen sein wird.

Privatisierung der Psychiatrischen Einrichtungen:

Hier lässt sich insgesamt für alle Einrichtungen ein Kaufpreis von 100 - 200 Mio. DM erzielen (siehe Anlage 1). Eine Aussage über die Investitionsverpflichtungen der künftigen Betreiber lässt sich nicht machen ohne nähere Informationen über die derzeitige Situation der Kliniken. Würde sich das Land dazu entschließen, die Universitätskliniken und die Landeskrankenhäuser zu privatisieren, könnte es Erlöse in einer Größenordnung von weit über 1 Mrd. DM erzielen. Dies ist angesichts der finanziellen Situation der landes- und auch hinsichtlich der haushaltspolitischen Ziele eine Größenordnung, die sich sehen lassen kann.

Anzumerken bleibt, dass das Land von den künftigen Betreibern noch einen Verzicht auf betriebsbedingte Kündigung erwarten kann. Die Zusage des Arbeitsplatzerhalts für die Mitarbeiter könnte sich auf einen Zeitraum von 3 - 5 Jahren erstrecken.

Anzumerken ist auch, dass bei Einführung der privatrechtlichen Rechtsform für die Landeskrankenhäuser im Bereich des Maßregelvollzugs eine Einschränkung erfolgen muss. Da der Maßregelvollzug aus einem strafgerichtlich angeordneten Freiheitsentzug mit einer Fülle von Grundrechtseinschränkungen und -eingriffen besteht, handelt es sich bei diesem um die Ausübung hoheitlicher Befugnisse. Wenn diese hoheitlichen Aufgaben Privaten übertragen werden sollen, muss dies in Form einer Beleihung erfolgen. Die Rechte und Pflichten des Beliehenen sowie die Weisungsrechte des Landes sollen durch einen Beleihungsvertrag festgelegt werden, um die landesunmittelbare Fachaufsicht und Gestaltungsmöglichkeiten sicherstellen zu können. 

IV. Schritte in die Privatisierung/Was ist zu tun?

Ich fordere folgendes Verfahren zur Privatisierung der Landeskrankenhäuser und der Universitätskliniken:

1. Herbeiführung einer politischen Entscheidung zur Privatisierung der Einrichtungen.


2. Wenn die Kliniken der bisherigen Form privatisiert werden sollen, müssten zwei Fachgesetze geändert werden:


· Das Gesetz zur Neuorganisation der psychiatrischen Landeskrankenhäuser


· das Universitätsklinika-Gesetz


3. Es werden Wertgutachten in Auftrag gegeben, um den Wert der Einrichtungen zu konkretisieren.


4. Einleitung eines Bieterverfahrens

V. Ordnungspolitische Weichenstellungen

Die Bundesrepublik Deutschland hat durch die Soziale Marktwirtschaft einen international anerkannten Wohlstand. Dieser beruht u. a. auch auf dem privaten Unternehmertum, das bei hoher Qualität kostengünstige Leistung anbietet. Es hat auf einem freien Markt langfristig Bestand, sofern die Nachfrage nach Leistungen sich selbst reguliert und der Arbeitnehmer die freie Wahl zwischen verschiedenen Leistungsangeboten treffen kann. Das Wechselspiel von Angebot und Nachfrage kann jedoch durch diverse Mechanismen außer Kraft gesetzt werden. So ist die Sozialwirtschaft mit der Aufgabe, das Klientel bedürfnis- und preisgerecht zu versorgen, aus den Fugen geraten. Dies beruht auf einer fatalen Kostenentwicklung, die mit der Subventionspolitik staatlicher Einrichtungen zu tun hat. 

Es ist die Pflicht des Staates, die Versorgung der Bevölkerung durch stationäre Einrichtungen und ambulante Dienste zu gewährleisten. Dazu bedarf es nicht automatisch staatlicher Einrichtungen, denn es hat sich gezeigt, dass die private Initiative stets erfolgreicher ist.Das beste Beispiele hierfür sind die privaten Altenheime.

 Ich bin der festen Überzeugung, dass die Privatisierung der Universitätskliniken und Landeskrankenhäuser ein guter Beitrag ist zum Einstieg in marktwirtschaftliche Strukturen auch in der Sozialpolitik. 

